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SKB Präsident
Josef Michael Hohenwarter

Liebe Kameraden!

Im letzten Präsidentenbrief
habe ich festgestellt, dass es
gerade die letzten Meter zum
Gipfel sind, die uns das größte
Maß an Anstrengung abverlan-
gen. Niemand von uns konnte
ahnen, dass die Pandemie uns
auch in diesem Jahr noch so in
ihrer Gewalt hält, ja den gesam-
ten staatlichen und gesellschaft-
lichen Zusammenhalt bis zum
Zerreißen anspannt.

Um beim Bild des Bergsteigens
zu bleiben: EdmundHillary, der
Erstbesteiger des Mt. Everest,
hat gesagt: „Es ist nicht der Berg,
den wir bezwingen – wir be-
zwingen uns selbst.“ Wir sind
daher gefordert! Man kann mit
Recht das Krisenmanagement
kritisieren,man kann kritisieren,
dass die Impfungen nur sehr
schleppend laufen und man
kann auch kritisieren, dass bei
der Beschaffung der Impfstoffe
das Postulat des Sparens voran
gestellt wurde.

Das mag alles richtig sein.
Tatsache ist aber, dass das
Infektionsgeschehen nur von
unseremVerhalten abhängt und
wir daher gefordert sind. Wir
müssen den Berg bezwingen,
niemand sonst! Dabei kommt es
nicht so sehr auf die Geschwin-
digkeit an,mit der wirmarschie-
ren. Es kommt darauf an, dass
wir überhaupt Schritte vorwärts
machen, z.B. bei den Impfungen

und es kommt auf unsere Diszi-
plin an. Wir werden die gegen-
wärtigen Einschränkungen
daher am schnellsten los, wenn
wir uns gemeinsam in diesem
Sinn anstrengen.

Für mich hat diese Krise auch
positive Seiten, so abwegig das
klingt. Die Corona-Pandemie
hat nämlich dazu geführt,
unseren Blick für das Wesentli-
che zu schärfen und uns zu
helfen, Nötiges von Unnötigem
zu unterscheiden: Familie,
Gemeinschaft und Zusammen-
halt sind in ihrer Bedeutung
gestiegen, man könnte das auch
mit demWort „Kameradschaft“
zusammenfassen.

Es wurde deutlich, dass nicht
alles Unverzichtbar ist, was uns
auf den erstenBlick so teuer und
erstrebenswert erscheint. Die
Krise hat also dazu geführt, dass
sich unsere Gesellschaft neu
verorten kann. Gerade dies
erscheint mir wichtig, wenn wir
nach der Krise daran gehen,
unser Zusammenleben neu
aufzubauen. Wir werden dazu
nicht nur Tatkraft brauchen. Es
wird auch eine gehörige Portion
Optimismus erforderlich sein,
um positiv gestimmt in die Post-
Corona-Epoche schreiten zu
können. Tatkraft und Optimis-
mus sind ebenfalls Eigenschaf-
ten, die für mich mit den Per-
sönlichkeiten der Kameraden –
davon gibt es so viele, wie wir
Mitglieder haben - verbunden
sind und immer sein werden.
„Der Charakter beweist sich in
der Krise“, wie der große deut-
scheKanzlerHelmut Schmidt so
treffend festgestellt hat. Diesen
Charakter werdenwir beweisen,
wie ihn Salzburg immer schon
bewiesen hat, wenn es darauf
angekommen ist. Das viel
zitierte Licht am Ende des
Tunnels ist vielleicht noch etwas
klein und kaum wahrnehmbar,
aber es ist da! In diesemSinne!

Euer
Bgm. JosefM.Hohenwarter
Präsident

Covid-19:Das
Impfdesaster
Österreichsundder
EU

DerPräsidenten-
brief andie
Kameradschaften

Am 18. März 2020 verkündete
Bundeskanzler Sebastian Kurz
im Rahmen einer Pressekonfe-
renz mit Vizekanzler Werner
Kogler ein Milliardenhilfspaket
gegen die wirtschaftlichen
Folgen der Coronakrise. „Koste
es, was es wolle“, schloss der
Bundeskanzler.

Österreich avancierte in dieser
ersten Phase zum europäi-
schen Musterschüler in der
Krisenbewältigung. Belohnt
wurde dies mit hervorragen-
den Umfragewerten der Bun-
desregierung und einem relativ
unbeschwerten Sommer für
die Bevölkerung. Die ersten
Warnungen von Experten und
Behörden vor einer 2. Welle
der Pandemie gegen Ende des
Sommers gingen in den Far-
benspielen zur Corona-Ampel
folgenlos unter, Reisewarnun-
gen wurden ausgesprochen,
blieben aber weitgehend
folgenlos.

Meldungen über die Erpro-
bung von Impfstoffen schienen
die sorglose Haltung überdies
zu rechtfertigen. Am 23. De-
zember sagte Bundeskanzler
Kurz in einer Pressekonferenz:
„Wir haben aber auch immer
gewusst und gehofft, dass die
Covid-19-Impfung der Game
Changer sein wird, dass damit
der Anfang für den Sieg über
die Pandemie eingeleitet
werden kann.“ Gleichzeitig
stimmte der Bundeskanzler die
Bevölkerung auf weitere harte
Monate ein: „Wir leben in einer
sehr herausfordernden Phase
und sind uns alle bewusst, dass
diese nicht mit Weihnachten
und dem Jahresende vorbei
sein wird. Es liegen noch
weitere herausfordernde
Monate vor uns.“

Kaum Impfstoff verfügbar

Zum Zeitpunkt dieser Aussage
stand zwar der Beginn der

Impfungen unmittelbar bevor,
allerdings war allen Beteiligten
klar, dass die Menge der zur
Verfügung stehenden Impf-
stoffe viel zu gering war, um
einen Paradigmenwechsel
auch wirklich herbeiführen zu
können. Hier verdient die Rolle
des Gesundheitsministers, viel
mehr die seines Covid-Sonder-
beauftragten Clemens Martin
Auer, Beachtung.

Wie die Presse am 2. Jänner
informierte, stellte das Ge-
sundheitsministerium aus-
schließlich auf den Preis des
Impfstoffes ab: „Bei den zahl-
reichen Pressekonferenzen
von Gesundheitsminister
Rudolf Anschober konnte man
den Eindruck gewinnen, er sei
überstolz, dass er als Sparefroh
der Nation auf den billigen und
einfachen Impfstoff von Astra
Zeneca gesetzt hat. Ähnlich
argumentiert auch sein Covid-
Sonderbeauftragter Clemens
Martin Auer.

Dieser widerspricht sogar dem
vom Kanzler verkündeten
Schwenk Österreichs auf den
bisher einzig zugelassenen
(und teureren) Impfstoff von
Biontech. Auer schnoddrig:
Die breite Bevölkerung be-
kommt Astra Zeneca. Basta.
Einziger Wermutstropfen: Die
alternative Billigsdorfer-Imp-
fung hat keine Zulassung.
Macht nichts, sagt Anschober.
Wir impfen die Bevölkerung
sowieso erst in Monaten.
Woher die plötzliche Sparsam-
keit kommt, ist nicht wirklich
verständlich. Denn glaubt man
den kolportierten Preisen, geht
es in Relation zu den Gesamt-
kosten der Pandemie – um
sprichwörtliche Peanuts. (…)
Jede Woche Lockdown kostet
die Wirtschaft und das Staats-
budget ein Vielfaches – die
derzeit durchschnittlich täg-
lich 100 Covid-Toten noch gar
nicht mitberücksichtigt.
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Ökonomisch ist es am sinn-
vollsten, so schnell wie mög-
lich zu impfen (…). Selbst
wenn man wie etwa Israel den
doppelten Preis für den Impf-
stoff zahlt, ist das gesamtwirt-
schaftlich noch weit billiger
und sinnvoller als in der Covid-
Schockstarre zu verharren.
Warum Anschober stattdessen
das gesamte Land quasi der
Epidemie-Geiselhaft seines
Covid-Sonderbeauftragten
Auer ausliefert, verstehe, wer
wolle“, schrieb Stefan Brocza in
der Presse.

Der Faktor Zeit

Es scheint, dass eine militäri-
sche Lagebeurteilung nicht
stattgefunden hat. Nur so ist es
erklärbar, dass dem Faktor
„Zeit“ keinerlei Beachtung
geschenkt wurde und der
Führungsgrundsatz der Reser-
vebildung (damit zusammen-
hängend die Erstellung eines
Planes „B“) außen vor blieb.
Hart ins Gericht ging auch der
langjährige Tiroler Ärztekam-
merchef Artur Wechselberger
im Kurier vom 17. Februar mit
der österreichischen Impfstoff-
beschaffung: „Gesundheitswe-
sen ist nationale Kompetenz
und eine prioritäre Aufgabe
des Staates. Das ist der öster-
reichische Reflex, nationale
Probleme der Europäischen
Union in die Schuhe zu schie-
ben. Man hätte zumindest
parallel Verträge mit Impfstoff-
herstellern abschließen, Geld
in die Hand nehmen und
„vorausfinanzieren“ müssen.
Und es ist auch überhaupt
nicht einzusehen, warum man

bei der Impfstoffbeschaffung
offenbar ans Sparen gedacht
hat. Es wäre ein Klacks gewe-
sen, ausreichend Impfstoff
einzukaufen. Man hätte sich
einfach nicht zu hundert
Prozent auf die EU verlassen
dürfen.“ Hätte! Allerdings ging
die österreichische Verwick-
lung in dieser Sache durchaus
weiter. Auer wurde „dazu
auserkoren, sein Unwesen
europaweit zu treiben.

Die EU-Kommission hat einen
Lenkungsausschuss zur ge-
meinschaftlichen Beschaffung
der begehrten Covid-Impf-
stoffe eingerichtet - Auer
wurde von Wien als stellvertre-
tender Vorsitzender in dieses
Steering Board entsendet. Und
dieser machte auch in Brüssel
kein Hehl aus seiner Schnäpp-
chenmentalität und lobbyierte
für das Produkt von Astra
Zeneca.“ - Soweit wieder die
Presse.

Geiz der EU hat Leben
gekostet …

Diese Haltung Österreichs traf
sich mit derjenigen der EU-
Kommission. Kommissions-
präsidentin Ursula von der
Leyen hatte die EU-Staaten,
von denen einige bereits
begonnen hatten, ihre nationa-
le Impfstoffbeschaffung einzu-
leiten, zum Verzicht gedrängt
und von einem gemeinsamen
Vorgehen überzeugt. Das war
im Juni 2020. Dann zogen sich
die Verhandlungen und die
Zulassungsverfahren in der EU
in die Länge. Während die USA
bereits mit dem Impfen begon-

nen hatten, zauderte die EU.
Was als gemeinsamer Kraftakt
und als Gegenstück zu einem
„Impfnationalismus“ gedacht
war, führte zwar dazu, dass die
EU billige Preise für Impfstoff
aushandeln konnte. Allerdings
motivierten die Verhandlun-
gen die Pharmaindustrie nicht
ausreichend, um die Produkti-
on anzukurbeln, wie Guntram
Wolff, Direktor des Bruegel
Think Tanks in Brüssel, argu-
mentierte. Der „geizige Ansatz
der EU hat Leben gekostet“,
twitterte er.

Während andere einfach Geld
in die Hand nahmen und
bestellten, feilschte Brüssel mit
den Herstellern. Der gemein-
same Kraftakt kehrte sich ins
Gegenteil: Spannungen zwi-
schen den EU-Staaten, Aus-
scheren von EU-Mitgliedern
(z.B. Tschechien oder Ungarn),
gegenseitige Grenzschließun-
gen und Reisewarnungen! Von
der Leyen behauptete im
November 2020 noch trotzig,
dass das Ganze „eine echte
europäische Erfolgsgeschich-
te“ sei. „Bei all dem Be-
schaffungschaos kann sich die
Kommissionspräsidentin nicht
länger wegducken“, sagte dazu
SPD-Generalsekretär Lars
Klingbeil und nahm die Haupt-
verantwortliche des Desasters
in die Verantwortung.

Die Zeit läuft davon!

Fest steht: Die EU und Öster-
reich haben bei der Zulassung
und Beschaffung der Impf-
stoffe wichtige Zeit verloren.
Zeit, die uns nun mit den

Mutationen davonläuft. „Was
nützt die beste Strategie, wenn
nicht genug Impfstoff vorhan-
den ist“. Dabei sei das Impfen
die „wichtigste, inzwischen
dritte Säule“, auf die der meiste
Fokus gelegt werden müsse.
Nur das Impfen könne die
Pandemie beenden. „Strategi-
en wie Containment, Lock-
down, individuelle Schutz-
maßnahmen und Testen habe
man schließlich bereits ver-
gangenes Frühjahr gehabt“,
sagte Artur Wechselberger, der
kritisierte, dass die geführte
politische Diskussion vom
zentralen Thema des Impfens
ablenke.

Er könne zunehmende Müdig-
keit und Unmut der Menschen
und die Sehnsucht nach dem
normalen Leben durchaus
verstehen. Es sei eine Grenze
erreicht. Warum man etwa die
Gastronomie komplett ge-
schlossen halte, verstehe er
nicht. - Über einzelne Maß-
nahmen lässt sich natürlich
diskutieren. Unter dem Strich
bleibt aber ein flächendecken-
des Versagen von Bundesregie-
rung und EU-Kommission in
der Beschaffung der Impf-
stoffe.

Bis deren Verfügbarkeit Öster-
reich wieder ein annähernd
normales Leben erlaubt, bleibt
wohl noch länger abzuwarten.
Auf die Wahrnehmung der
politischen Verantwortung für
das Desaster wohl auch.

Bundesheersoldaten im Assistenzeinsatz zur Bekämpfung der Corona-Pandemie
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ÖKBPräsident
Bgm. a.D. LudwigBieringer

LiebeKameraden!

Ende Jänner gab es eine Erre-
gung im Parlament über einen
wissenschaftlichen Beitrag in
der Österreichischen Militäri-
schen Zeitung (ÖMZ). In einem
Sonderheft habe, den Vorwür-
fen zufolge, Alexander Balthasar
unter dem Titel „BMLV und
ÖBH – wozu?“, die Zusammen-
legung von Verteidigungs- und
Innenministerium gefordert.
Alexander Balthasar ist der

Leiter des neu errichteten
Rechtsinstituts an der Landes-
verteidigungsakademie und hat
mit diesem Beitrag gewisser-
maßen sein Institut der interes-
sierten Öffentlichkeit vorge-
stellt. Der Vorwurf gegen den
Autor ging dann noch weiter:
Alexander Balthasar sei ein
enger Mitarbeiter von General-
sekretär Dieter Kandlhofer und,
da es in der ÖMZ, als Organ des
Verteidigungsressorts, keine
Privatmeinung geben könne,
sei dies eine Auftragsarbeit der
Verteidigungsministerin, um
das Bundesheer zu einer Art
Technischem Hilfswerk zu
degradieren.

Ich habe den Aufsatz von Alex-
ander Balthasar in besagtem
Sonderheft durchgelesen. Ein
hochwissenschaftlicher, brillant
formulierter juristischer Beitrag,
der sich sehr kritisch mit den
Ansätzen der österreichischen
Verteidigungspolitik vor dem
HintergrundderVerfassungund
der internationalen sicherheits-
politischen Verpflichtungen

(GSVP, Partnerschaft für den
Frieden)Österreichs befasst und
Fehlstellen aufzeigt. Ein Plädoy-
er für eine Zusammenlegung
von Verteidigungs- und Innen-
ministerium, mithin ein solches
für die Umwandlung des Heeres
in ein technisches Hilfswerk,
habe ich nirgends herauslesen
können!

Ich darf die parlamentarischen
Kritiker vielmehr ermuntern,
auch den zweiten Aufsatz in
diesem Sonderheft zu lesen. Es
handelt sich dabei um eine
Analyse, die Hans Kelsen, der
Vater der österreichischen
Verfassung, im Jahr 1917 als
Oberleutnant angestellt hat. Er
trifft darin einige Empfehlungen
für die Gestaltung von Öster-
reichs Wehrsystem nach dem
Krieg. Besondere Bedeutung
haben für mich dabei die Be-
merkungen Kelsens zu Wehr-
pflicht und Milizsystem, die
uneingeschränkt auch noch
heute Gültigkeit haben. Bestün-
de echtes politisches Interesse
an unserem Bundesheer, dann

würde die Herstellung eines
verfassungskonformen Zustan-
des desHeeres eingemahnt.Nur
zur Erinnerung: Das Bundes-
heer ist nach der Verfassung
nach dem Grundsatz eines
Milizheeres aufzustellen. Die-
sem Verfassungsgrundsatz ist
nur dann entsprochen, wenn es
eine Übungsverpflichtung mit
wiederkehrenden Übungen in
Volltruppe gibt und wenn
strukturierte Milizverbände
bestehen, nicht bloß als Kader-
rahmenverbände mit befristet
Beorderten auf demPapier.

Und zuletzt: Dem Verfas-
sungsgrundsatz einer Umfas-
senden Landesverteidigung
kann nur dann entsprochen
werden, wenn das Verteidi-
gungsbudget auch entspre-
chend dotiert ist. Davon habe
ich jetzt leider nichts gehört.
Genau hier sitzt aber das
Problem!

Euer
LudwigBieringer
Präsident

Die
Kommandantenverant-
wortung ist unteilbar

Es waren unschöne, verstören-
de, ja peinliche Bilder, die von
einer völlig entgleisten Ab-
schlussfeier einer Kaderanwär-
terausbildung 1 in der Kaserne
Güssing ihren Ausgang nah-
men.

Oberst Michael Bauer, Sprecher
des Bundesministeriums für
Landesverteidigung, tat kund,
dass dieBilder zum„Widerlichs-
ten, was ich in meiner 35-jähri-
genDienstzeit beimBundesheer
sehenmusste“, gehören. Jeden-
falls wird eine Bewertung des
Vorganges, der das Strafgesetz-
buch nicht tangiert hat, berück-
sichtigen müssen, dass solche
Bilder nicht dem entsprechen,
wofür das Bundesheer in seiner
anspruchsvollen und oft genug
wenig gewürdigten Auftragser-
füllung für diese Republik steht.
Mit anderen Worten: viele
positive Leistungen des Bundes-

heeres, Ausbildung, Assistenzen
und Einsätze in der Heimat und
im Ausland werden durch so
etwas konterkariert. Auch wird
zu beurteilen sein, dass das
derzeit geltende Covid-Maß-
nahmenregime Feiern verbietet.
Der Vorgangmuss daher jeden-
falls disziplinäre Folgen haben.
Darüber kann es keineDiskussi-
on geben!

Die Beteiligten sind einer ge-
rechten und angemessenen
Disziplinarstrafe zuzuführen.
Ob darunter eine existenzver-
nichtende „Entlassung“ zu
verstehen ist, wie sie in vier
Fällen verfügt wurde, darf
zumindest in Frage gestellt
werden. Dies auch und gerade
vor demHintergrund, dass einer
der so Entlassenen, ein junger
Kärntner Soldat, offensichtlich
unter der Last des Geschehens
stehend, zusammenbrach und
wenige Tage später Suizid
verübt hat. Ein Vorgang, der
betroffen macht und weitere
Fragenaufwirft, denen sich auch

die Vorgesetzten der
jungen Kameraden zu
stellen haben. § 4 der
Allgemeinen Dienstvor-
schrift für das Bundesheer
(ADV) bestimmt die
Pflichten des Vorge-
setzten u.a. wie folgt:
„Der Vorgesetzte
hat seinen Unter-
gebenen ein
Vorbild soldatischer
Haltung und Pflichterfüllung zu
sein. Er hat sich seinen Unterge-
benen gegenüber stets gerecht,
fürsorglich und rücksichtsvoll zu
verhalten und alles zu unterlas-
sen, was ihre Menschenwürde
verletzen könnte. (…) Der
Vorgesetzte ist verpflichtet,
seine Untergebenen durch
ständige Überwachung des
Dienstbetriebes zur sachgerech-
ten Erfüllung ihrer Pflichten
anzuhalten und sie vor vermeid-
baremSchaden zu bewahren.“

Der burgenländische Militär-
kommandant wurde zum
Vorfall wie folgt zitiert: „Das –

verzeihen Sie
mir den Ausdruck

– kotzt mich an.“ Er
finde es gut, dass für
jene Kaderanwärter, die
bei dem Vorfall eine
Hauptrolle gespielt

haben, nun der Weg zum Be-
rufssoldaten ende.

Das wird wohl einer ehrlichen
Empörung über den Vorfall
entsprungen sein. Hinterfragt
werden darf aber, ob bei der
Ahndung der Verfehlungen die
militärische Fürsorgepflicht
des/der Vorgesetzten - wohl
unter Furcht vor medialem
Druck - ausreichend gewahrt
wurde und hinterfragt werden
darf auch, wo eine Dienstauf-
sicht in der Kaserne in der
fraglichen (dienstfreien) Zeit
stattgefunden hat, die den
Anlassfall wirksam unterbun-
denhätte.

Die Kommandantenverantwor-
tung ist auch in diesen Punkten
unteilbar!

AusdemÖKB-Bundesvorstand

AufHorchposten
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Papier ist geduldig - undwir?

Bgdr i.R. Manfred Gänsdorfer

Mancher in unseren Reihen erinnert sich an die Schulzeit und quälende (viel‐
leicht auch unterhaltsame) Lateinstunden. Und an Cicero, wo seit Jahrzehn‐
ten vor Christi Geburt geschrieben steht: „epistula non erubescit“ – auf gut
oder schlecht Deutsch: „der Brief errötet nicht“. Die Frage sei erlaubt, ob nicht
mehr als 2.000 Jahre danach Gleiches auch für das Papier zu gelten hätte, auf
dem die Regierungserklärung unserer Tage steht.

Dort heißt es in der Präambel, „man wolle die österreichische Tradition fort‐
setzen, das Trennende hintanstellen, um neue Wege zu finden. Dies sei auch
eine Chance für das politische Klima: für mehr Vertrauen in die Politik an sich
und in die demokratischen Institutionen für sich. Verfassung, Rechtsstaat,
Demokratie, Grundrechte – und unsere Werte und Traditionen.

Sie bilden das Fundament des Vertrauens der Menschen in die Politik. Dieses
Fundament gilt es zu schützen und zu bewahren“.

Die Realität kennen
wir. Im Kampf
gegen Corona
wird schonungs-
los aufgezeigt, was

Sache ist. Wir erleben einmal
mehr, welchen Stellenwert
etwa Verfassung und Rechts-
staat in der Wirklichkeit haben.
Unsere Bundesverfassung
bestimmt für unser Gemein-
wesen die Zuständigkeiten. So
ist auch geregelt, dass fast alle
Bereiche des Gesundheitswe-
sens in die Kompetenz des
Bundes fallen (ausgenommen
z.B. das Krankenanstaltenwe-
sen, wo der Bund die Grund-
sätze festlegt und die Vollzie-
hung bei den Ländern liegt).

Man möchte
meinen, dass
dies ganz
besonders in
Fragen einer

Pandemiebekämpfung der Fall
sei. Zuständig: der Gesund-
heitsminister. Wie in fast allen
Politikbereichen handelt es
sich dabei um eine Quer-
schnittsmaterie, was uns
nunmehr seit einem Jahr das
Vergnügen wöchentlicher TV-
Auftritte eines ganzen Regie-
rungsquartetts verschafft – der
Kanzler erklärt die Angelegen-
heit zur Chefsache, der Finanz-
und der Innenminister treten
an seine Seite und der für die
Sache primär zuständige
Ressortchef für das Gesund-
heitswesen darf die Runde
ergänzen. Mag sein, dass dies
alles seine Berechtigung hat.
Diese hat es ganz bestimmt in
Sitzungen des Ministerrats. Ob
TV-Auftritte mit hoher Fre-
quenz allerdings angetan sind,

im Sinne der o.a. Präambel das
Vertrauen der Menschen in die
Politik zu fördern, darf bezwei-
felt werden.

Besonders dann,
wenn bei klarer
Kompe t enz l age
und der Zustän-
digkeit des Ge-

sundheitsministers ein Lan-
deshauptmann, der von sich
selbst behauptet, in der Entste-
hungsphase der Pandemie
(Stichwort Ischgl) alles Men-
schmögliche (seines halt)
getan und damit die richtigen
Schritte gesetzt zu haben, auf
den Plan tritt. Nicht, um dafür
zu sorgen, dass die Anordnun-
gen des Bundes unverzüglich
umgesetzt würden – nein, er
tritt auf und erklärt, dass die
Maßnahmen für seine Landes-
bewohner und Skiliftbetreiber
nicht in Frage kämen und zu
verhandeln wären. Dass dabei
der Lauf der Dinge in einem
„seiner Bergtäler“ trotz marki-
ger Sprüche nicht gerade der
beste war, mag die Sache nicht
bessermachen. Vor allemdann
nicht, wenn wir uns erinnern,
dass er einst als Verteidigungs-
minister die Grundwehrdienst-
zeit verkürzt hat. Mit Strei-
chung der verpflichtenden
Truppenübungenhat er gleich-
sam unserem Militär die We-
sensgrundlage zur Miliz entzo-
gen, zumal es zur Realisierung
dieses Prinzips einer möglichst
hohen Ausschöpfung des
Wehrpfl ichtigenpotenzials
bedarf. Mit Freiwilligkeit ist
hier „kein Staat zu machen,
zudem eröffnet eine solche
besonders in einem Einsatz die
„Büchse der Pandora“ zur

Wehrungerechtigkeit. Aber
möglicherweise war auch das
alles „menschenmöglichst“ –
eben seines halt. Es ist offen-
kundig, dass sich unser Heer
von diesem Dolchstoß bis
heute nicht erholt hat.

Es mag einem weite-
ren Landeshaupt-
mann vorbehalten
sein, das Krisenma-
nagement der

Bundesregierung mit dem
Etikett „erbärmlich“ zu verse-
hen.Mag durchaus sein – er hat
gleichwie sein Amtskollege aus
dem westlichen Österreich
Regierungserfahrung als
Verteidigungsminister und
praktische, wenn auch unter-
schiedliche Berufserfahrung
im Polizeidienst – dass ihm als
akademisch qualifizierten
Juristen weniger durch Masten
und Seilbahngondeln der Blick
verstellt ist, sondern er den
Rechtsstaat vor Augen hat.

Bleibt zu hoffen, dass
Verfassung und
Rechtsstaatlichkeit
nicht weiter unter-
laufen werden und

die Regierenden sich ihrer
Vereinbarung und der vom
Verfassungsgesetzgeber verlie-
henen Autorität besinnen. Vor
allem deshalb, weil weitere
prognostizierte Bedrohungen
vor der Tür stehen. Beispiels-
weise die eines Blackouts, von
dem Fachleute meinen, dass
sich die Frage nicht nach dem
„Ob“, sondern lediglich nach
dem „Wann“ stelle. Die Frage,
ob die Finsternis „seinen“
Landsleuten zumutbar sei,
wird sich anlässlich eines

solchen Falles nicht stellen.
Eher jene, woher die militäri-
schen Einsatzkräfte kommen,
die in großer Zahl notwendig
wären, um im Chaos für Ruhe
und Ordnung zu sorgen und in
Versorgungsfragen auf den
Plan zu treten.

Das Papier, auf dem
große Zahlen
über die Einsatz-
o r g a n i s a t i o n
unseres Heeres

stehen, mag nicht erröten. Es
wird vergilben. Erröten sollten
jedoch jene, die uns bislang
erklären, dass unser Bundes-
heer eine Einsatzorganisation
aufweise, die aus 55.000 Solda-
ten bestünde. Davon 27.000
oder gar mehr im Milizstand,
die regelmäßig übten und die
nach der Teilaufbietung des
vergangenen Jahres nunmehr
wüssten, dass „sie dazu gehö-
ren“. Und Purpurröte sollte die
Köpfe all jener politisch Ver-
antwortlicher erstrahlen las-
sen, die diese Zahlen deshalb
glauben, weil sie es glauben
wollen. Zu bezweifeln ist, dass
ihre und ihrer Vasallen Scha-
mesröte angetan ist, in Tagen
nach einem Blackout Licht in
die Finsternis zu bringen…

Die Dinge haben
nur den Wert, den
man ihnen

verleiht.
Jean Baptiste Moliere
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BrennpunktederWeltpolitik:
Stellvertreterkrieg im Jemen–der
Schlüssel zumFrieden liegt im Iran

Es war am 26. September 1962
in Sanaa, als republikanisch
gesinnte Offiziere gegen König
Muhammad al-Badr putschen
und damit das Ende der mehr
als tausendjährigen Herrschaft
der schiitisch-zaiditischen
Imame einläuteten. Der Flucht
des Monarchen folgte ein 8-
jähriger Bürgerkrieg der kö-
nigstreuen Bergstämme (un-
terstützt von Saudi Arabien)
gegen die Putschregierung
(unterstützt durch Ägypten
und den damaligen Ostblock).
Am Ende des Krieges stand ein
Kompromiss: Jemen blieb eine
Republik, die Stämme genos-
sen weitreichende Freiheiten,
die Zentralregierung blieb
schwach.

Der Vereinigung mit dem
Südjemen am 22. Mai 1990
folgte 1994 ein Bürgerkrieg, in
dem die Zentralregierung in
Sanaa Abspaltungsversuche
des Südens unterband. Ab
Sommer 2004 ergaben sich
zunehmend Differenzen der
Zentralregierung in Sanaa mit
den schiitischen Houthi im
Norden des Jemen, die sich ab
August 2009 mit der Operation
„Verbrannte Erde“ zum regel-
rechten Krieg auswuchsen, der
sich vor allem auf die Provinz
Saada, direkt an der Grenze zu
Saudi Arabien konzentrierte.
In den Konflikt wurden bald
auch saudische Grenztruppen
involviert. Trotz des begrenz-

ten Eingreifens der Saudis
gelang es den Houthis die
Macht im Jemen zu überneh-
men. Präsident Abed Rabbo
Mansur Hadi floh nach seinem
Rücktritt Anfang Februar 2015
zunächst nach Aden, widerrief
seinen Rücktritt und erklärte
Aden zur Landeshauptstadt.
Die Houthi konsolidierten in
der Zwischenzeit ihre Macht
und kontrollierten neun von 21
Provinzen des Landes. Auch
Aden drohte an sie zu fallen,
was ab 26. März 2015 zum
Beginn einer durch Saudi
Arabien angeführten Militärin-
tervention im Jemen führte.

Mohammed bin Saman
interveniert

Diese Militärintervention, die
vor allem von Kronprinz Mo-
hammed bin Salman betrieben
wurde, entwickelte sich zum
Stellvertreterkrieg zwischen
dem Iran und Saudi Arabien.
Diesem Stellvertreterkrieg
fielen bis zum Berichtszeit-
punkt rund 230.000 Menschen
zum Opfer. Die Infrastruktur
des Jemen, die ohnehin nicht
besonders entwickelt ist,
wurde flächendeckend zerstört
und Hunderttausende in die
Flucht getrieben. Trotz einer
gewaltigen technischen Über-
legenheit der Saudi-Koalition
erwiesen sich die Houthis als
ausgesprochen standfest,
brachten durch Raketen- und

Drohnenangriffe zeitweise
sogar die saudische Ölförde-
rung zum teilweisen Erliegen
und traten in den letzten
Wochen zu einer entschei-
dungssuchenden Offensive
gegen Marib, die letzte größere
Stadt im Nordjemen, die noch
unter Regierungskontrolle ist,
an. Am 4. Februar hatte US-
Präsident Joseph Biden ver-
kündet, dass die US-Unterstüt-
zung für Angriffe auf die Hou-
this im Jemen eingestellt
werde: „Dieser Krieg muss
aufhören.“ Fällt Marib, so
würde dies wohl das Ende der
anerkannten Rumpfregierung
im Jemen bedeuten, die sich
überdies auch mit zunehmen-
den Spannungen mit dem
südjemenitischen Lager kon-
frontiert sieht.

Mit einem Fall Maribs würde
auch offenkundig, dass die
saudische Militärintervention
trotz immensen Aufwandes
gescheitert ist. Ein Misserfolg,
der untrennbar mit der Person
des Kronprinzen in Verbin-
dung stehen würde. Um den
Fall von Marib zu verhindern,
hat Riad den Einsatz seiner
Luftwaffe noch einmal intensi-
viert, was von den Houthis am
7. März mit verstärkten Droh-
nen- und Raketenangriffen
beantwortet wurde. Momen-
tan sieht es so aus, als ob die
Houthis im Vorfeld von Marib
tatsächlich zum Stehen ge-
bracht worden wären.

Schritte zum Frieden?

Wenn dies zutrifft, hätte Riad
etwas Zeit erkämpft, um ein
totales Debakel abzuwenden.
Präsident Biden hat die Hou-
this Ende Februar von der Liste
der Terrororganisationen
streichen lassen. Eine politi-
sche Gegenleistung dafür
erfolgte nicht. Auch dürften die
Houthis nur geringes Interesse
dafür zeigen, ihremilitärischen
Erfolge in politische Anerken-
nung umzumünzen. Es scheint
vielmehr so, als würden sie

darauf setzen, ihren
Einflussbereich schrittweise
militärisch zu erweitern.
Gleichzeitig hat Präsident
Biden auf eine beschränkte
militärische Eskalation gesetzt,
als er in der Nacht auf den 26.
Februar einen Vergeltungs-
schlag an einem inoffiziellen
Grenzübergang zwischen
Syrien und dem Irak fliegen
ließ. Den 500 Pfund schweren
Bomben fielen neben einem
Munitionstransport 22 Ange-
hörige von Milizen zum Opfer.
Die meisten davon gehörten
zum Verband „Kataib Hizbul-
lah“ aus dem Irak.

Diese begrenzte militärische
Antwort auf jüngste Anschläge
proiranischer Milizen war klar
an den Iran adressiert, bei dem
auch der Schlüssel für einen
Frieden im Jemen liegt. Iran
wird einen Friedensschluss
nur unterstützen, wenn im
Gegenzug die US-Sanktionen,
die nach der Aufkündigung des
Atomabkommens durch die
USA verhängt wurden, gelo-
ckert bzw. aufgehoben werden
bzw. ein neuer Deal ausgehan-
delt wird. Präsident Biden hat
Tim Lenderking zum Sonder-
gesandten für den Jemen
ernannt. Dieser soll die unter-
brochenen Friedensgespräche
wieder in Schwung bringen.

Dabei könnte es, wie schon
1969/70 auf eine Machtteilung
im Land hinauslaufen: Das
Zentrumund der Norden unter
Kontrolle der Houthis, der
Süden wird unabhängig. Der
Gewinner dieses Stellvertreter-
krieges wäre eindeutig der
Iran. Auf der Verliererseite
stehen Saudi Arabien und
Kronprinz Mohammed bin
Salman, aber auch der Jemen
und dessen Bevölkerung.

Abgeschlossen 11.3.2021

Zerstörungen in Sanaa nach Luftangriff der Saudi-Koalition
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Der „Pallasch“ Heft 72 vom Juni
2020 bietet für den anMilitärge-
schichte, Geschichte von Mili-
tärtechnik undWaffensystemen
sowie Militärkultur Interessier-
ten wieder zahlreiche fundierte
und ausgezeichnet recherchier-
te Beiträge.

Der Leitartikel befasst sich mit
der Geschichte der Sereschaner,
einer heute weitgehend unbe-
kannten Spezialformation an
der österreichischen Militär-
grenze, deren Ursprung nur
schwer fassbar ist. Neben der
Überwachung derMilitärgrenze
und der Führung von Spezial-
operationen zu deren Siche-
rung, oblagen den Sereschanern
vor allem polizeiliche Aufgaben.
Ins Augenmerk einer größeren
Öffentlichkeit traten die Sere-
schaner erst anlässlich der
Kämpfe im revolutionärenWien
des Jahres 1848.

Dargestellt werden neben
Uniformierung und Bewaffnung
dieGeschichte unddiemaßgeb-
lichen Anordnungen und Erläs-
se zu Rekrutierung und Aufga-
ben dieser Spezialeinheit.
Tiefschürfend hat Gernod Fuchs
den abenteuerlichen Weg des
ungarischen Kronschatzes bzw.
der Reichsinsignien recher-

chiert, welche der vorrückenden
Roten Armee entzogen wurden
und schließlich ihrenWeg nach
Mattsee bei Salzburg fanden.
Einige, fast ungeheuerlich
anmutende Zufälle, führten
dazu, dass der ungarische
Kronschatz von den US-Ameri-
kanern gesichert und inweiterer
Folge wieder an Ungarn zurück-
gestellt werden konnte.

Heute befinden sich die Heilige
Hand, eine Reliquie von König
Stephan I. in der Stephansbasili-
ka in Budapest bzw. Krone und
Reichsinsignien im Budaer
Parlament. Ingomar Pust zeich-
net denDurchbruch des IV. IR 7
(„Khevenhüller“) im Zuge der
12. Isonzoschlacht 1917 über
dasGebirge bei Flitsch nach. Ein
nahezu unmöglich zu erfüllen-
der Auftrag wurde an dieses
Bataillon herangetragen. Durch
eine äußerst fundierte Angriffs-
vorbereitung, begünstigt durch
Fehler der verteidigenden
Italiener, konnte dieses Batail-
lon diesen Auftrag erfüllen.
Waffenkundliche bzw. -techni-
sche Beiträge befassen u.a. sich
mit der Einführung der Pistole
80 („Glock“) in das österreichi-
sche Bundesheer (Hans Edel-
maier) bzw. mit der Erprobung
des Prototyps des Jagdpanzers
„Kürassier“ auf einer 2000 km-
Fahrt durch Österreich (Franz
Felberbauer).

Weitere bemerkenswerte
Beiträge analysieren den
Traditionserlass der Deut-
schen Bundeswehr und den
Lebensweg von Generalmajor
Erwin Lahousen, der als
Offizier des I. Bundesheeres
unter Admiral Wilhelm Cana-
ris seinen Dienst in der Deut-
schen Wehrmacht versah und
im Widerstand eine maßgeb-
liche Rolle spielte.

Hervorzuheben ist das in
allen Beiträgen vorzüglich
und qualitätvoll angebotene
Bildmaterial. Ergänzt wird
diese Ausgabe des „Pallasch“
wiederum durch einen um-
fangreichen Rezensionsteil,
welcher sich mit den aktuel-
len Publikationen der ein-
schlägigen Militärliteratur
befasst.

EdelweißundEnzian-DieKriegschronik
der 4. Gebirgs-Division 1940 - 1945
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1940 - 1945
Format Din A 5, 396 Seiten, zahlrei-
che Abbildungen, Karten, Lageskiz-
zen und Faksimiles, broschiert
Preis: € 25.-
ISBN 3-9011185-27-5
Österreichischer Milizverlag
Salzburg 2006

1940 wurde die 4. Gebirgsdivisi-
on aufgestellt. Die Einheiten
wurden zum Teil neu formiert,
zum Teil erfolgten Abstellungen
anderer Gebirgsdivisionen. Das
Personal rekrutierte sich vor
allem aus dem süddeutschen
Raum.

Der erste Kampfeinsatz erfolgte
im Jugoslawienfeldzug 1941.
Nach einer kurzen Verwendung
als Besatzungstruppe wurde die
4. GD in den Osten verlegt, wo
sie im Zuge des „Unternehmens
Barbarossa“ zum Einsatz kam.
Schon die ersten Tage des
Ostfeldzuges stellten an die
Division hohe Anforderungen,
die ihren ersten Höhepunkt in
der Kesselschlacht von Uman
fanden. Verfolgungskämpfe in
Kombination mit endlosen
Märschen waren das tägliche
Brot desGebirgsjägers.Nachder
Einnahme des Donezbeckens
bezog die Division ihre Winter-
stellungen am Mius, aus denen
sie im Folgejahr zur großange-
legten Operation in Richtung
Kaukasus antrat. Die Kämpfe im
Kaukasus lagen zwar gewisser-
maßen im Bereich der „Kern-
kompetenz“ der Gebirgsjäger,
waren aber von äußerster Härte
gezeichnet, wobei sich auf

deutscher Seite die Überdeh-
nung von Front und Nach-
schubwegen deutlich bemerk-
bar machten. Am 21. Augst
bestiegen Gebirgsjäger der 1.
und 4. GD den 5.633 m hohen
Elbrus, ein Ereignis, das von der
Propaganda bereitwillig aufge-
griffen wurde. Nach dem Schei-
tern des Angriffes im Hochkau-
kasus geriet der Waldkaukasus
mit angrenzender Schwarz-
meerküste in den Brennpunkt
des dortigen Geschehens.
Besonders die Kämpfe um den
Myschako, der zu einem Schick-
salsberg der 4. GDwerden sollte,
um Noworossijsk und den
Kuban-Brückenkopf waren an
Dramatik kaum zu steigern. Zu
Jahresende 1943 und in der
ersten Hälfte 1944 versuchten
die deutschen Verbände ver-
zweifelt, gegen immer heftigere
Stöße der Sowjets, die Ströme
Dnjepr und Dnjestr zu halten.
Mit dem Frontwechsel Rumäni-
ens im August 1944 brach die
Heergruppe Südukraine zusam-
men. Das weitere Kriegsgesche-
hen sah die 4. GD durch Sieben-
bürgen, Ungarn und die
Slowakei in heftige Rückzugs-
kämpfe verwickelt. Mehrfach
konnte der Zusammenhang nur
mit großer Mühe gewahrt und
die Vernichtung der Division
abgewendetwerden.

Das Kriegsende erlebte die
Division in Mähren. Auf ihrem
Weg legte die 4. GD 10.800
Kilometer zurück. 10.800 Gefal-
lene und 2.452 vermisste Kame-
raden blieben dabei zurück.
Roland Kaltenegger, Verfasser
zahlreicher Publikationen zur
Geschichte der deutschen
Gebirgstruppe, hat denWeg der
Division anschaulich und durch
zahlreiche Skizzen übersichtlich
gestaltet, recherchiert und den
beteiligten Soldaten damit ein
Denkmal gesetzt.

Damit steht diese Chronik unter
Einbindung zahlreicher Zeitzeu-
genberichte gegen das Verges-
sen, aber auch als Mahnung!
„Nur die Toten haben das Ende
des Krieges gesehen“, dieses
dem griechischen Philosophen
Platon zugeschriebene Zitat
bleibt so als deutlicheMahnung
imRaumstehen.


